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tragen. Die Anträge sind beim Sekretariat der Koordinierungs­
gruppe Chemotherapeutikaeinsatz im Institut für Experimen­

telle Epidemiologie Wernigerode2 einzureichen, das nach Prü­
fung der Unterlagen die Anträge mit einer Empfehlung dem 

Ministerium für Gesundheitswesen zur Entscheidung zuleitet.
(2) Der Antrag hat folgende Angaben zu enthalten:

1. Bezeichnung des Wirkstoffes, der Wirkstoffgruppe und 
der Zusammensetzung des Erzeugnisses;

2. vorgesehener Einsätzbereich, vorgesehene Einsatzmengen 
und -bedingungen;

3. Begründung der Notwendigkeit des Einsatzes;
4. ‘ Wirksamkeitsvergleich zu bisher eingesetzten Wirkstof­

fen einschließlich Angaben zum antibakteriellen Spek­
trum unter Berücksichtigung von Keimen, die bei dem 
geplanten Einsatz und für die Untersuchung des Resi­
stenzmechanismus wichtiger Bakterien eine Rolle spielen;

5. ökologische bzw. epidemiologische Analysen zu den im
Wirkungsspektrum liegenden Keimen. '

Der Minister für Gesundheitswesen kann auch andere bzw. 
weitergehende Angaben fordern.

(3) Die Genehmigung wird versagt, wenn der beabsichtigte 
Einsatz eines Chemotherapeutikums die Wirksamkeit dieses 
oder eines anderen Chemotherapeutikums in der therapeuti­
schen Anwendung beim Menschen beeinträchtigt.

(4) Die Genehmigung kann zurückgenommen werden, wenn 
die für die Erteilung maßgeblichen Voraussetzungen nicht 
mehr bestehen oder neue Erkenntnisse des wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts vorliegen.

(5) Ausnahmen von den Festlegungen der Absätze 1 bis 4 
können vom Minister für Gesundheitswesen auf begründeten 
Antrag befristet zugelassen werden.

§ 6
Schlußbestimmung

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Oktober 1989 
in Kraft.

Berlin, den 30. Juni 1989

Der Minister für Gesundheitswesen
OMR Prof. Dr. sc. med. T h i e 1 m а n n

2 Sitz: Burgstr. 37, Wernigerode, 3700

Anordnung Nr. 21 
zur Änderung von Rechtsvorschriften 

und zur Anpassung an die Energieverordnung
vom 3. Juli 1989

Im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zen­
tralen Staatsorgane wird folgendes bestimmt:

§ 1
Die Anordnung vom 18. November 1976 über die Lieferung 

von Elektroenergie, Gas und Wärmeenergie an die Bevölke­
rung — ELB — (GBl. I Nr. 51 S. 571) in der Fassung der An­
ordnung Nr. 2 vom 2. Juni 1980 (GBl. I Nr. 18 S. 172), der An­
ordnung Nr. 3 vom 28. Februar 1985 (GBl. I Nr. 8 S. 94) und 
der Anordnung vom 1. Juni 1988 zur Änderung von Rechts­
vorschriften und zur Anpassung an die Energieverordnung 
(GBl. I Nr. 10 S. 125) wird wie folgt geändert:
1. Der § 1 Abs. 2 endet:

........ Vertragsgesetzes vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 14
S. 293) unterliegen.“

2. Der § 14 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
„(4) Die Pauschale des Elektroenergie- oder Gasver­
brauchs ist mit dem Abnehmer schriftlich zu vereinba-

1 Anordnung (Nr. 1) vom 1. Juni 1988 (GBl. I Nr. 10 S. 125)

ren, wenn das wegen der Änderung der Abnahmever­
hältnisse (Anschlußwert, Personenzahl bzw. Benutzungs­
stunden und daraus wesentlich veränderter Gesamtver­
brauch) gegenüber den früheren Abrechnungszeiträumen 
schriftlich vom Energieversorgungsbetrieb oder vom Ab­
nehmer verlangt wird.“

3. Der § 28 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Für den Betreiber einer Abnehmer-Gesamtanlage 
gelten in bezug auf Anschluß- und Abnehmeranlagen die 
Rechtsvorschriften über die Lieferung von Energie an 
Abnehmer, die dem Geltungsbereich des Vertragsgeset­
zes vom 25. März 1982 unterliegen.“

§ 2
Die Anordnung vom 14. November 1980 über die Berech­

tigung zu Arbeiten an Energieanlagen (GBl. I Nr. 33 S. 339) 
in der Fassung der Anordnung vom 1. Juni 1988 zur Ände­
rung von Rechtsvorschriften und zur Anpassung an die Ener­
gieverordnung wird wie folgt geändert:
Der § 18 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„ (3) Die Beschwerde ist zu begründen und bei dem Organ, 
das entschieden hat, einzulegen. Im übrigen ist der § 68 Abs. 2 
der Energieverordnung vom 1. Juni 1988 (GBl. I Nr. 10 S. 89) 
entsprechend anzuwenden. “

§3
Die Anordnung Nr. 1 vom 4. November 1982 über Verwen­

dungsverbote auf dem Gebiet der Energiewirtschaft — Elek­
troenergie-Direktheizung — EVVb-AO 1 — (GBl. I Nr. 41 
S. 651) in der Fassung der Anordnung vom 1. Juni 1988 zur 
Änderung von Rechtsvorschriften und zur Anpassung an die 
Energieverordnung wird wie folgt geändert:
Der § 11 erhält folgende Fassung:

„§11
(1) Der Verbrauch von Elektroenergie zur Direktheizung 

ohne die Einwilligung zum Energieträgereinsatz oder über 
sie hinaus ist unzulässiger Verbrauch von Elektroenergie und 
gilt in jedem Fall als Überschreitung des Kontingents .Ver­
brauch“.

(2) Der Umfang des unzulässigen Verbrauchs gemäß Abs. 1 
wird auf der Grundlage der Anschlußleistung und 1 640 Be­
nutzungsstunden je Elektroraumheizgerät berechnet. Beweist 
der Energieabnehmer, daß er das Elektroraumheizgerät erst 
im Verlauf der vorangegangenen 12 Monate erworben hat, 
werden ihm für die Monate November bis Februar 230 Be- 
nutzungsstunden/Monat,. für die anderen Monate des Jahres 
180 Benutzungsstunden/Monat angerechnet, mindestens je­
doch 180 Benutzungsstunden berechnet.

(3) Auf die Überschreitung des Kontingents .Verbrauch“ ge­
mäß den Absätzen 1 und 2 sind der § 64 EnVO, der § 16 Ab­
sätze 3 und 5 sowie die §§ 17 und 18 der Vierten Durchfüh­
rungsbestimmung vom 1. Juni 1988 zur Energieverordnung — 
Rationeller Energieeinsatz/Energiekontrolle — (GBl. I Nr. 10 
S. 123) anzuwenden.“

§4
Die Anordnung vom 18. November 1982 über die Lieferung 

von Elektroenergie, Gas und Wärmeenergie an die Wirt­
schaft — ELW — (GBl. I Nr. 41 S. 639) in der Fassung der 
Anordnung vom 1. Juni 1988 zur Änderung von Rechtsvor­
schriften und zur Anpassung an die Energieverordnung wird 
wie folgt geändert:
Der § 24 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Sie ist mit sonstigen Abnehmern schriftlich zu vereinbaren, 
wenn das wegen Änderung der Abnahmeverhältnisse (An­
schlußwert, Benutzungsstunden und daraus wesentlich ver­
änderter Gesamtverbrauch) gegenüber den früheren Abrech­
nungszeiträumen vom Energiekombinat oder vom Abneh­
mer verlangt wird. “

§5
(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in 

Kraft.


